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Vorlage der Redaktionskommission für die Schlussabstimmung 

 
 

Bundesgesetz   
über die Krankenversicherung 

(KVG) 

(Massnahmen zur Kostendämpfung – Vorgabe von Kosten- und 
Qualitätszielen) 

 

Änderung vom 29. September 2023 

 
Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft, 

nach Einsicht in die Botschaft des Bundesrates vom 10. November 20211, 

beschliesst: 

I 

Das Bundesgesetz vom 18. März 19942 über die Krankenversicherung wird wie folgt 
geändert: 

Art. 21 Abs. 2 Bst. d und e sowie Abs. 4 

2 Die Daten sind aggregiert weiterzugeben. Der Bundesrat kann vorsehen, dass die 
Daten zudem pro versicherte Person weiterzugeben sind, sofern aggregierte Daten 
nicht zur Erfüllung der folgenden Aufgaben genügen und die Daten pro versicherte 
Person anderweitig nicht zu beschaffen sind: 

d. zur Festlegung von Kostenzielen nach Artikel 54;  

e. zur Messung von Qualitätszielen und der Kosteneffizienz.  

4 Es stellt die erhobenen Daten den Datenlieferanten, den Kantonen, der Forschung 
und Wissenschaft sowie der Öffentlichkeit zur Verfügung. 

Art. 32 Abs. 3 und 4  

3 Leistungen, bei denen Anhaltspunkte bestehen, dass sie nicht oder nicht mehr wirk-
sam, zweckmässig oder wirtschaftlich sind, werden anhand eines evidenzbasierten 
Verfahrens evaluiert. Das Evaluationsverfahren beruht auf transparenten Kriterien 
und den neusten wissenschaftlichen Erkenntnissen und ist verhältnismässig. 

4 Leistungen, die gemäss dem evidenzbasierten Verfahren die Kriterien der Wirksam-
keit, der Zweckmässigkeit und der Wirtschaftlichkeit nicht erfüllen, werden von der 
obligatorischen Krankenpflegeversicherung nicht vergütet.  

  

  
1 BBl 2021 2819 
2  SR 832.10 
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Art. 46 Abs. 4bis  

4bis Die Genehmigungsbehörde muss den Tarifvertrag innerhalb eines Jahres nach der 
Einreichung des Tarifgenehmigungsgesuchs prüfen. Müssen die Tarifpartner das Ge-
such in klar definierten Bereichen ergänzen, so kann die Genehmigungsbehörde die 
Frist zur Prüfung einmal verlängern. 

Art. 46a  Anpassung eines Tarifvertrags, der die gesetzlichen Anforderungen 
nicht mehr erfüllt  

1 Stellt die Genehmigungsbehörde fest, dass ein genehmigter Tarifvertrag die Anfor-
derungen nach Artikel 46 Absatz 4 nicht mehr erfüllt, so kann sie die Tarifpartner 
auffordern, den Tarifvertrag anzupassen.  

2 Können sich Leistungserbringer und Versicherer nicht innerhalb eines Jahres auf 
eine Anpassung des Tarifvertrags einigen, so widerruft die Genehmigungsbehörde die 
von ihr erteilte Genehmigung und setzt nach Anhören der Beteiligten den Tarif fest. 

3 Bei der Ausübung ihrer Befugnisse kann die zuständige kantonale Behörde bei na-
tionalen Tarifstrukturen, die sich als nicht mehr sachgerecht erweisen, differenzierte 
Tarife für bestimmte medizinische Fachgebiete oder Gruppen von Leistungserbrin-
gern festsetzen. Sie muss dabei allfällige Anpassungen des Bundesrates nach Arti-
kel 43 Absatz 5bis

 berücksichtigen.  

Art. 48  

Aufgehoben  

Art. 49 Abs. 2bis  

2bis Der Bundesrat kann Anpassungen an den Strukturen vornehmen, wenn sie sich als 
nicht mehr sachgerecht erweisen und sich die Parteien nicht auf eine Revision einigen 
können. 

Art. 52 Abs. 3 zweiter Satz 

3 … Das EDI bezeichnet die im Praxislaboratorium des Arztes oder der Ärztin vorge-
nommenen Analysen, für die der Tarif nach Artikel 46 vereinbart werden kann. … 

Art. 53 Abs. 1 

1 Gegen Beschlüsse der Kantonsregierungen nach den Artikeln 39, 45, 46 Absatz 4, 
46a Absatz 2, 47, 47b Absatz 2, 51 und 55 kann beim Bundesverwaltungsgericht Be-
schwerde geführt werden. 
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Gliederungstitel vor Art. 54 

5. Abschnitt: Massnahmen zur Eindämmung der Kostenentwicklung 

Art. 54  Kosten- und Qualitätsziele 

Der Bundesrat legt nach Anhörung der Versicherer, der Versicherten, der Kantone 
und der Leistungserbringer jeweils für vier Jahre für die Leistungen Kosten- und Qua-
litätsziele fest. 

Art. 54a Kosten- und Qualitätsziele der Kantone 

1 Jeder Kanton kann unter Berücksichtigung der vom Bundesrat nach Artikel 54 fest-
gelegten Kosten- und Qualitätsziele seine Kosten- und Qualitätsziele jeweils für vier 
Jahre festlegen. 

2 Der Kanton hört die Versicherer, die Versicherten und die Leistungserbringer vor 
der Festlegung der Kosten- und Qualitätsziele an. 

Art. 54b Fristen  

Der Bundesrat legt die Kosten- und Qualitätsziele spätestens zwölf Monate vor Be-
ginn der Periode, für die sie gelten sollen, fest. 

Art. 54c Eidgenössische Kommission für das Kosten- und Qualitätsmo-
nitoring in der obligatorischen Krankenpflegeversicherung  

1 Der Bundesrat setzt eine eidgenössische Kommission für das Kosten- und Qualitäts-
monitoring in der obligatorischen Krankenpflegeversicherung ein. 

2 Die Kommission ist zuständig für das Kosten- und Qualitätsmonitoring. Sie über-
wacht die Entwicklung der einzelnen Leistungsbereiche und gibt zuhanden des Bun-
des und der Tarifpartner Empfehlungen zu den Massnahmen ab. Die Kommission pu-
bliziert ihre Beschlüsse. 

3 Der Bundesrat ernennt die Mitglieder der Kommission. Er sorgt für eine angemes-
sene Vertretung der Versicherer, der Versicherten, der Kantone, der Leistungserbrin-
ger sowie von Fachleuten. 

Art. 56 Abs. 5 

5 Leistungserbringer und Versicherer sehen in den Tarifverträgen Massnahmen zur 
Sicherstellung des zweckmässigen Einsatzes sowie der Wirtschaftlichkeit der Leis-
tungen vor. Sie sorgen insbesondere dafür, dass: 

a.  die Kostenübernahme im Einzelfall nach einheitlichen Kriterien unter Be-
rücksichtigung klinischer Leitlinien geprüft wird; 

b.  diagnostische Massnahmen nicht unnötig wiederholt werden, wenn Versi-
cherte mehrere Leistungserbringer konsultieren. 
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II 

Übergangsbestimmung zur Änderung vom 29. September 2023 

Kosten- und Qualitätsziele werden erstmals für das Kalenderjahr festgelegt, das nach 
Ablauf von zwei Jahren nach Inkrafttreten der Änderung vom 29. September 2023 
beginnt. 

III 

1 Dieses Gesetz untersteht dem fakultativen Referendum. 

2 Es ist der indirekte Gegenvorschlag zur Volksinitiative vom 10. März 20203 «Für 
tiefere Prämien – Kostenbremse im Gesundheitswesen (Kostenbremse-Initiative)». 

3 Es ist im Bundesblatt zu publizieren, sobald die Volksinitiative «Für tiefere Prämien 
– Kostenbremse im Gesundheitswesen (Kostenbremse-Initiative)» zurückgezogen  
oder abgelehnt worden ist. 

4 Der Bundesrat bestimmt das Inkrafttreten. 

  

3  BBl 2020 4772 
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